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Am 8. Januar 2016, nur einen Tag nach ihrer Unterzeichnung durch den
Präsidenten am 7. Januar 2016, trat eine Novelle des Radio- und Fernsehgesetzes
in Kraft. Der Entwurf war am 28. Dezember im Sejm (Unterhaus des polnischen
Parlaments) eingebracht worden. Einen Tag später wurde er in erster Lesung vom
Parlament geprüft und am nachfolgenden Tag an den zuständigen Sejm-
Ausschuss geleitet, der ihn noch am selben Tag annahm, worauf - ebenfalls an
diesem Tag -- die zweite und dritte Lesung und somit die Verabschiedung des
Gesetzesentwurfs durch den Sejm folgten. Danach ging der Entwurf sofort an den
Senat (Oberhaus des polnischen Parlaments), der am 31. Dezember 2015
erklärte, auf Änderungsvorschläge zu verzichten. Anschließend wurde das Gesetz
dem Präsidenten zur Unterschrift vorgelegt.

Als sog. „kleines Mediengesetz” hat die Novelle eine befristete Geltungsdauer und
tritt gemäß Artikel 4 nach dem 30. Juni 2016 außer Kraft. Das Gesetz stellt eine
Übergangslösung dar, denn das Programm der derzeitigen Regierungspartei sieht
die Umwandlung der bestehenden öffentlichen Fernseh- und Radioanstalten in
Kultureinrichtungen vor, deren Leitungsgremien von der Regulierungsbehörde für
eine fünfjährige Amtszeit ernannt werden. Im Kulturministerium haben inzwischen
die Arbeiten zu einer weiteren Novellierung des Radio- und Fernsehgesetzes
begonnen. Neben dem strukturellen Umbau soll das Gesetz auch das
Finanzierungssystem für die öffentlichen Medien regeln. Dieses gilt trotz des
relativ hohen Gebührensatzes als ineffizient.

Die aktuelle Novelle umfasst vier Artikel: Artikel (1) enthält Änderungen zum
Rundfunkgesetz vom 29. Dezember 1992. Artikel (2) und (3) sehen
Übergangsbestimmungen vor, Artikel (4) das sofortige Inkrafttreten des Gesetzes.
Hinsichtlich der Leitungsgremien der öffentlich-rechtlichen Medienunternehmen
legen die geänderten Bestimmungen Folgendes fest:

1) Die Personalauswahl zur Besetzung der Aufsichtsgremien der öffentlich-
rechtlichen Medien fällt nicht mehr in den Zuständigkeitsbereich des Nationalen
Rundfunkrates (KRRiT).

2) Die Bestimmung über die vierjährige Amtszeit der Mitglieder der
Vorstandsgremien ist aufgehoben.
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3) Die Ernennung und Abberufung der Vorstandsmitglieder obliegt nunmehr dem
Schatzminister.

4) Die Bestimmung, nach der die Vorstandsmitglieder nur unter bestimmten
Voraussetzungen abberufen werden können, ist aufgehoben.

Bisher wurden die Mitglieder der Vorstandsgremien der öffentlich-rechtlichen
Medien per Auswahlverfahren für eine befristete Amtszeit berufen, zuständig
dafür war der Aufsichtsrat, der seinerseits vom Nationalen Rundfunkrat in einem
wettbewerblichen Verfahren gewählt wurde. Nunmehr hat der Schatzminister die
uneingeschränkte Befugnis, die Mitglieder der Vorstandsgremien jederzeit zu
ernennen und abzuberufen. Von dieser neuen Vollmacht machte der
Schatzminister gleich am Tag des Inkrafttretens des Gesetzes (8. Januar 2016)
Gebrauch: Er berief einen der Partei Recht und Gerechtigkeit (PiS) verbundenen
Politiker zum Vorstandschef des Rundfunkveranstalters Telewizja Polska (TVP).
Außerdem ließ er den bisherigen Vorstand des öffentlich-rechtlichen Senders
Polskie Radio ablösen.

Weitere Änderungen betreffen die Aufsichtsgremien der öffentlich-rechtlichen
Medienunternehmen:

1) Die Anzahl der Aufsichtsratsmitglieder ist nunmehr auf drei begrenzt.

2) Die bisherigen Bestimmungen bezüglich der Ernennung von
Aufsichtsratsmitgliedern sowie die Einschränkungen hinsichtlich ihrer
Absetzbarkeit sind aufgehoben.

3) Für die Berufung und Abberufung der Aufsichtsratsmitglieder ist nunmehr der
Schatzminister zuständig.

4) Die Bestimmung über die fünfjährige Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder ist
aufgehoben.

Die Vorschrift, nach der Satzungsänderungen öffentlich-rechtlicher
Medienunternehmen durch den Nationalen Rundfunkrat genehmigt werden
müssen, wurde ersetzt (die Zustimmung des Rates ist nicht mehr erforderlich).
Zudem werden die (bisher vom Aufsichtsrat auf Antrag des Vorstands ernannten)
Leiter der Regionalsender ab nun vom TVP-Vorstand ernannt. Des Weiteren wird
verfügt, dass die Amtszeiten der Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder von Radio
Polska und Telewisja Polska mit Inkrafttreten des Gesetzes enden.
Satzungsänderungen öffentlich-rechtlicher Medienunternehmen entsprechend
den neuen Bestimmungen müssen innerhalb von 30 Tagen ab dem Zeitpunkt des
Inkrafttretens des Gesetzes erfolgen. Die bisherigen Satzungen sind de facto
ungültig.
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Das Gesetz sieht ferner die Möglichkeit vor, in die arbeitsrechtlichen Beziehungen
zwischen Medienunternehmen und ihren Vorstandsmitgliedern einzugreifen.
Gemäß den neuen Bestimmungen endet das jeweilige Beschäftigungsverhältnis
mit dem Zeitpunkt der Berufung neuer Vorstandsmitglieder. Zudem dürfen
öffentlich-rechtliche Medien die für die bisherigen Vorstandsmitglieder bislang
verbindlichen Konkurrenz Verzichtklauseln aufkündigen. Diese verbietet es
Angestellten, einer konkurrierenden Geschäftstätigkeit nachzugehen (dazu gehört
auch die Anstellung bei Konkurrenten), wofür sie vom Arbeitgeber eine
Ausgleichszahlung beziehen. Insofern haben die gesetzlichen Bestimmungen
Vorrang vor älteren zivilrechtlichen Vereinbarungen.

Ustawa z dnia 30 grudnia 2015 r. o zmianie ustawy o radiofonii i telewizji

http://dziennikustaw.gov.pl/du/2016/25/1

Gesetz vom 30. Dezember 2015 zur Änderung des Radio- und Fernsehgesetzes
vom 29. Dezember 1992
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